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Anhang – Persönlicher Geltungsbereich des Protokolls

Nichtamtliche Übersetzung

1 Der durch die Artikel 1 bis 4 erfaßte Personenkreis schließt Ausländer nur insoweit ein, als sie 
Staatsangehörige anderer Vertragsparteien sind und ihren rechtmäßigen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Hoheitsgebiet der betreffenden Vertragspartei haben oder dort ordnungsgemäß 
beschäftigt sind, mit der Maßgabe, daß die genannten Artikel im Sinne der Artikel 18 und 19 
der Charta auszulegen sind.

Diese Auslegung hindert eine Vertragspartei nicht, auch anderen Personen entsprechende 
Rechte zu gewähren. 

2 Jede Vertragspartei wird Flüchtlingen im Sinne des am 28. Juli 1951 in Genf unterzeichneten 
Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und des Protokolls vom 31. Januar 1967, 
die sich rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet gewöhnlich aufhalten, eine Behandlung gewähren, 
die so günstig wie möglich, in keinem Fall aber weniger günstig ist, als in Verpflichtungen der 
Vertragspartei aus den oben erwähnten Übereinkünften oder aus anderen gültigen 
internationalen übereinkünften vorgesehen, die auf solche Flüchtlinge anwendbar sind. 

3 Jede Vertragspartei wird Staatenlosen im Sinne des am 28. September 1954 in New York 
beschlossenen Übereinkommens über die Rechtsstellung der Staatenlosen, die sich 
rechtmäßig in ihrem Hoheitsgebiet gewöhnlich aufhalten, eine Behandlung gewähren, die so 
günstig wie möglich, in keinem Fall aber weniger günstig ist, als in Verpflichtungen der 
Vertragspartei aus der oben erwähnten Übereinkunft oder aus anderen gültigen 
internationalen Übereinkünften vorgesehen, die auf solche Staatenlose anwendbar sind. 

Artikel 1

Es besteht Einverständnis darüber, daß Fragen der sozialen Sicherheit sowie die 
Bestimmungen über Leistungen bei Arbeitslosigkeit, bei Alter und an Hinterbliebene vom 
Geltungsbereich dieses Artikels ausgenommen werden können.

Artikel 1 Absatz 4

Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als seien die Vertragsparteien verpflichtet, in 
Gesetze oder sonstige Vorschriften eine Liste der beruflichen Tätigkeiten aufzunehmen, die 
aufgrund ihrer Art oder der Bedingungen ihrer Ausübung nur Personen eines bestimmten 
Geschlechts vorbehalten werden können.
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Artikel 2 und 3

1 Für die Zwecke der Anwendung dieser Artikel bezeichnet der Ausdruck 
"Arbeitnehmervertreter" Personen, die aufgrund der innerstaatlichen Rechtsvorschriften oder 
Gepflogenheiten als solche anerkannt sind. 

2 Der Ausdruck "innerstaatliche Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten" umfaßt je nach Lage 
des Falles neben den Gesetzen und sonstigen Vorschriften auch Gesamtarbeitsverträge 
sowie andere Vereinbarungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmervertretern, übliche 
Bräuche und einschlägige Gerichtsentscheidungen. 

3 Für die Zwecke der Anwendung dieser Artikel wird der Ausdruck "Unternehmen" so 
ausgelegt, daß er eine Gesamtheit von materiellen und immateriellen Bestandteilen mit oder 
ohne Rechtspersönlichkeit darstellt, die zur Herstellung von Waren oder Erbringung von 
Dienstleistungen gebildet wird, auf Gewinn gerichtet ist und mit Entscheidungsbefugnis 
hinsichtlich ihres Marktverhaltens ausgestattet ist. 

4 Es besteht Einverständnis darüber, daß Religionsgemeinschaften und ihre Einrichtungen von 
der Anwendung dieser Artikel ausgenommen werden können, auch wenn diese Einrichtungen 
Unternehmen im Sinne des Absatzes 3 sind. Betriebe mit Tätigkeiten, die von bestimmten 
Idealen geprägt oder von bestimmten moralischen Vorstellungen geleitet werden, welche von 
der innerstaatlichen Rechtsordnung geschützt sind, können von der Anwendung dieser Artikel 
in dem Umfang ausgenommen werden, wie dies zum Schutz der Tendenz des Unternehmens 
erforderlich ist. 

5 Es besteht Einverständnis darüber, daß, wenn in einem Staat die in den Artikeln 2 und 3 
niedergelegten Rechte in den verschiedenen Betriebsstätten eines Unternehmens ausgeübt 
werden, die Verpflichtungen aus diesen Bestimmungen als von der betreffenden 
Vertragspartei erfüllt anzusehen sind. 

Artikel 3

Diese Bestimmung läßt sowohl die Befugnisse und Verpflichtungen der Staaten hinsichtlich 
der Annahme von Vorschriften über den Arbeits- und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz als 
auch die Befugnisse und Zuständigkeiten der mit der Überwachung der Einhaltung dieser 
Vorschriften beauftragten Stellen unberührt.

Die Ausdrücke "soziale und sozio-kulturelle Dienste und Einrichtungen" beziehen sich auf 
Dienste und Einrichtungen sozialer und/oder kultureller Art, die bestimmte Unternehmen für 
die Arbeitnehmer bereitstellen, wie soziale Betreuung, Sportplätze, Stillräume, Büchereien, 
Kinderferienlager usw.

Artikel 4 Absatz 1

Für die Zwecke der Anwendung dieses Absatzes stellt der Ausdruck "so lange wie möglich" 
auf die körperlichen, seelischen und geistigen Fähigkeiten des älteren Menschen ab.

Artikel 7

Es besteht Einverständnis darüber, daß Arbeitnehmer, die nach Artikel 2 Absatz 2 und 
Artikel 3 Absatz 2 ausgenommen sind, bei der Festlegung der Zahl der betreffenden 
Arbeitnehmer nicht berücksichtigt werden.


